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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Landwirtschaftliche Pachtpreise 

Bezug: Kleine Anfrage 296 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2859 - 


Zu der Kleinen Anfrage 296 beehre ich mich namens der Bundes- 
regierung wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Umfassendes Material über die Entwicklung der landwirtschaft- 
lichen Pachtpreise in den einzelnen Ländern liegt kaum vor. Die 
Bundesregierung ist seit längerem bemüht, die früher von den 
Ländern durch geführten statistischen Eihebungen über den Verkehr 
mit land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken (Eigentumsüber- 
gang und Verpachtung) wieder in Gang zu bringen. Außer in 
Schleswhg-Holstcin ist jedoch bisher diese statistische Erfassung über 
gewisse Anfänge noch nicht hinausgekommen. 

Nach den Feststellungen in Schleswig-Holstein haben sich dort seit 
dem Erlaß des Landpachtgesetzes die durchschnittlichen Jahres- 
pachtpreise w r ie folgt entwickelt: 


Betriebsfläche 

1952/53 

DM 

1953/54 

DM 

1954/55 

DM 

unter 10 ha 

226 

228 

232 

10 bis unter 20 ha 

176 

184 

153 

20 bis unter 50 ha 

162 

160 

186 

50 ha und darüber 

123 

141 

139 


Hieraus ergibt s : ch eine nennenswerte Steigerung für die Betriebs- 
größen von 20 bis unter 50 ha und eine geringe für Betriebe unter 
10 ha, wohingegen ein wesentlicher Rückgang in der Größenordnung 
von 10 bis unter 20 ha und ein geringfügiger in der Größenklasse 
von 50 ha und darüber festzustellen ist. 
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2. Das Bundesernährungsministerium hat vor kurzem einen For- 
schungsauftrag zur Untersuchung der Pachtverhältnisse in der west- 
deutschen Landwirtschaft erteilt, bei dessen Durchführung auch die 
Höhe der Pachtzinsen berücksichtigt werden wird. 

3. Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffassung, die auch 
im Landpachtgesetz ihren Niederschlag gefunden hat, daß nur die 
Pachtpreise vertretbar sind, die in einem angemessenen Verhältnis 
zum Ertrag der verpachteten Grundstücke stehen. Die in einzelnen 
Landesteilen festzustellende verstärkte Nachfrage nach Pachtgrund- 
stücken sollte keine darüber hinausgehenden Pachtpreisforderungen 
rechtfertigen. 

4. Durch Material belegte Berichte aus den Ländern über die zu- 
nehmende Forderung ungerechtfertigter und existenzgefährdender 
Pachtpreise liegen in einer Reihe von Einzelfällen vor. Soweit der- 
artige Forderungen gestellt werden, können sie aber von den zu- 
ständigen Landwirtschaftsbehörden der Länder mit Hilfe des Land- 
pachtgesetzes (§ 5 Abs. 1 Buchstabe b in Verbindung mit § 12) 
wirksam unterbunden werden, ohne daß dadurch der Verkehr mit 
landwirtschaftlichen Pachtgrundstücken lahmgelegt wird. 


Dr. h. c. Lübke 



